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Bonn, den 10. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Orien- 
tierungspreise für die im Anhang I Abschnitte A und C der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten Erzeugnisse 
für das Fisch Wirtschaftsjahr 1972. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Orientierungspreise für die im Anhang I 
Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
auf geführten Erzeugnisse für das Fisch Wirtschaftsjahr 1972 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeügnisse ^), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 ^) 
und insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2142/70 sieht vor, daß für jedes der in Anhang I Ab- 
schnitte A und C dieser Verordnung aufgeführten 
Erzeugnisse ein Orientierungspreis festgesetzt wird, 
und zwar so, daß diese Preise zur Stabilisierung der 
Marktpreise beitragen, ohne in der Gemeinschaft zu 
strukturellen Überschüssen zu führen. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2655/71 ^) des 
Rates vom 15. Dezember 1971 sind die Orientierungs- 
preise für die entsprechenden Erzeugnisse für das 
Fischwirtschaftsjahr 1972 festgesetzt worden; infol- 
ge fehlender Angaben sind diese Preise in gleicher 
Höhe wie diejenigen des Fischwirtschaftsjahres 1971 
festgesetzt worden. 

Die Lage auf den repräsentativen Großhandels- 
märkten oder in den repräsentativen Häfen erforder- 
te eine Überprüfung der Preisentwicklung. Diese 
Überprüfung, die auf Grund der nunmehr für die letz- 
ten drei Wirtschaftsjahre 1969, 1970 und 1971 zur 
Verfügung stehenden Unterlagen durchgeführt wur- 
de, hat einen merklichen Unterschied zu den Ergeb- 
nissen der Wirtschaftsjahre 1967, 1968 und 1969, die 


als Grundlage für die Erstfestsetzung der Orientie- 
rungspreise dienten, aufgezeigt. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, die für den restlichen Zeitraum 
des Jahres 1972 anzuwendenden Preise zu überprü- 
fen, wo auch der Teil des Preisanstiegs zu berück- 
sichtigen ist, der der ständigen Tendenz zur Preis- 
erhöhung entspricht - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Orientierungspreise für die Erzeugnisse des 
Anhangs I Abschnitte A und C der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70, und die Erzeugnisse, für welche 
diese Preise gelten, sind im Anhang aufgeführt. 

Die Preise gelten bis zum 31. Dezember 1972. 
Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2655/71 wird aufgeho- 
ben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 276 
vom 16. Dezember 1971, S. 7 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 

Art 


Erzeugnis 

Orientierungs- 

Frischeklasse 

Größe 

Aufmachung 

preis (in RE/t) 

1. Heringe 

A 

1 

1 

1 ganz 

1 ^ 

193 

2. Sardinen „Culpea pilchardus 
Walbaum'' : 





a) Atlantik 

Extra 

2 

ganz 

396 

b) Mittelmeer 

Extra 

2 

ganz 

212 

3, Rotbarsche, Goldbarsche oder 





Tiefenbarsche 

A 

2 

ganz 

289 

4. Kabeljau 

B 

oder 

2 

ausgenommen, mit 
Kopf 



A 

3 

ausgenommen, mit 
Kopf 

321 

5. Köhler 

B 

oder 

2 

ausgenommen, mit 
Kopf 



A 

3 

ausgenommen, mit 
Kopf 

193 

6. Schellfisch 

A ' 

oder 

2 

ganz 



A 

3 

ausgenommen, mit 
Kopf 

235 

7. Merlan 

A 

2 

1 

ausgenommen, mit 
Kopf 

268 

8. Makrelen 

Extra 

oder i 

A 

2 

2 

ganz 

ganz, in Original- 
kisten 

. 193 

9. Sardellen I 

Extra 

2 

ganz 

360 

10. Schollen 

A 

3 

ausgenommen, mit 
Kopf 

235 

11. Garnelen der Gattung 

Crangon 

A 

1 

nur in Wasser gekocht 

642 


4) Die Frischeklassen, die Größen und die Aufmachung sind nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
festgelegt worden. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse sieht vor, daß für jedes der in Anhang I Ab- 
schnitte A und C aufgeführten Erzeugnisse ein 
Orientierungspreis auf Grund des Durchschnitts der 
Notierungen festgesetzt wird, die auf den repräsen- 
tativen Großhandelsmärkten oder in den repräsenta- 
tiven Häfen während der letzten drei Fischwirt- 
schaftsjahre vor der Festsetzung dieses Preises fest- 
gestellt wurden. 

Der Rat hat mit Verordnung (EWG) Nr. 2655/71 für 
das Fischwirtschaftsjahr 1972 die im Fischwirtschafts- 
jahr 1971 anzuwendenden Orientierungspreise er- 
neuert. 

Zu dieser Entscheidung erfolgte folgende Erklärung: 
„Der Rat kommt überein, dieses Preisniveau gege- 
benenfalls zu überprüfen, falls eine solche Änderung 
sich im Rahmen der Festsetzung der Gesamtheit der 
Preise für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 als not- 
wendig erweist." 

Die Überprüfung der nunmehr verfügbaren Unter- 
lagen für die drei letzten Wirtschaftsjahre 1969, 
1970 und 1971 hat einen merklichen Unterschied zu 
den Daten der Wirtschaftsjahre 1967, 1968 und 1969 
aufgezeigt, die als Basis zur erstmaligen Festsetzung 
der Orientierungspreise dienten. 

Die festgestellte Preiserhöhung ist insbesondere 
durch den allgemeinen Anstieg der Produktions- 


kosten und der ständigen Abnahme der Ergiebigkeit 
der Fischgründe bedingt. 

Die im Rahmen der internationalen Politik ergriffe- 
nen Maßnahmen zum Schutze der Fischgründe lassen 
eine Verbesserung der Ergiebigkeit innerhalb einer 
relativ kurzen Zeitspanne erwarten. Es ist daher an- 
gezeigt, die Ergebnisse der im Augenblick verfolgten 
Anstrengungen abzuwarten, um so den etwaigen 
strukturellen oder nur konjunkturell bedingten Cha- 
rakter der seit mehreren Jahren auf den Märkten 
festgestellten Tendenz abzuschätzen. 

Um einen übermäßigen Auftrieb des Fischereiein- 
satzes zu vermeiden, der geeignet wäre, die Bildung 
von strukturellen Überschüssen herbeizuführen, er- 
scheint es im Augenblick angezeigt, die Orientie- 
rungspreise mit der gebotenen Vorsicht festzusetzen. 
Es wird daher vorgeschlagen, nur denjenigen Teil 
des Preisanstiegs zu berücksichtigen, der der stän- 
digen Tendenz der Preisentwicklung entspricht. Die- 
se Tendenz, die auf Grund der augenblicklich zur 
Verfügung stehenden Unterlagen ermittelt wurde, 
kann unter Berücksichtigung des Verhältnisses der 
Durchschnittspreise der Jahre 1969, 1970, 1971 zu 
den Durchschnittspreisen der Jahre 1967, 1968, 1969 
auf einen Satz von 7 v. H, geschätzt werden. 

Diese Verordnung hat keine finanziellen Auswir- 
kungen. 
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